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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 2 U 186/13 B 
 
L 4 U 305/11 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 4 U 78/10 (SG Trier) 
 
 
 
……………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………..,  
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft, 
Deelbögenkamp 4, 22297 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. August 2013 durch den 

Richter   Prof. Dr.  S p e l l b r i n k    als Vorsitzenden, die Richterin   H ü t t m a n n - S t o l l  

sowie den Richter   M u t s c h l e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 29. Mai 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der Kläger hat die geltend gemachten Zulassungsgründe der 

grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) sowie des Verfahrens-

mangels, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (§ 160a Abs 2 Nr 3 SGG), 

nicht in der gebotenen Weise dargelegt (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG; dazu BSG SozR 4-1500 

§ 160a Nr 9 RdNr 4 mwN). Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter 

durch Beschluss zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). Der Senat sieht 

von einer Begründung ab, da diese nicht geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der 

Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG; dazu BVerfG Beschluss vom 

8.12.2010 - 1 BvR 1382/10 - NJW 2011, 1497). 

 

Nur beiläufig und ohne auf das gesamte Vorbringen einzugehen, weist der Senat auf Folgendes 

hin: Aus der Beschwerde wird nicht deutlich, dass die aufgeworfene Rechtsfrage in einem spä-

teren Revisionsverfahren klärungsfähig sein könnte. Der Kläger weist selbst darauf hin, dass die 

Norm des § 11 Abs 2 SGB VII, auf die sich seine Rechtsfrage bezieht, nur Anwendung findet, 

wenn der Versicherte eine "Aufforderung des Unfallversicherungsträgers" erhalten hat. Diese 

Aufforderung muss nach der Vorschrift darauf gerichtet sein, diesen - den Unfallversicherungs-

träger selbst - oder eine von dem Unfallversicherungsträger bezeichnete Stelle aufzusuchen. 

Dass der Kläger vom Unfallversicherungsträger oder einer Stelle, deren Handlung ihm zuzu-

rechnen ist, aufgefordert worden wäre, konkret die physiotherapeutische Abteilung des E.       -

      -Krankenhauses T.       aufzusuchen, wird gerade nicht vorgetragen. Es wird auch nicht dar-

gelegt, aus welchen Gründen trotz des eindeutigen Wortlauts der Norm hierauf verzichtet wer-

den kann. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 

1 

2 

3 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

